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Sozialethische Überlegungen zur Ausländerpolitik 
Wilhelm Korff 

Die Frage nach einer sozialethisch verantworte­
ten Ausländerpolitik ist in einem größeren Zu­
sammenhang zu sehen, nämlich im Zusammen­
hang mit der Frage nach der kulturellen, sozialen, 
ökonomischen Integrationsbedürftigkeit des 
Menschen überhaupt. Lösungen hierfür sind 
nicht ein für allemal geschichtlich vorweg defi­
niert. Menschen sahen sich immer schon unter 
höchst unterschiedlichen Voraussetzungen ge­
fordert, ihnen fremde Ordnungsgestaltungen zu 
übernehmen, sich ihnen einzufügen und sich in 
sie hineinzuleben. Wander-, Siedlungs-, Unter-
werfungs- und Austauschbewegungen sind so alt 
wie die Menschheit, mannigfaltig motiviert, krie­
gerische und friedliche, und damit verbunden 
auch immer neue Formen kultureller Überlage­
rung, Abgrenzung, Konkurrenz, Selbstbehaup­
tung, Aneignung und Durchdringung. In jedem 
Falle geht es hierbei um ein fundamentales 
anthropologisches Problem. Der Mensch bedarf 
der sozialen, geistigen, sprachlichen, sinnentfal­
tenden und sinnbewertenden Integration. Er ist 
eigentümlich verwiesen auf feste Lösungen, je­
doch zugleich auch fähig, sich darin in immer 
neuer Weise zu interpretieren. Ich habe mir hier­
zu den Satz aufgeschrieben: Der Mensch ist das 
Wesen der Einbettung und Offenheit, der Kon­
stanz und Varianz, der Entlastungsbedürftigkeit 
und des gleichzeitigen Antriebsüberschusses. Er 
ist von Natur aus Kulturwesen. Kultur meint hier­
bei den Inbegriff aller jener Bedingungen, die 
menschlichem Dasein erst seine spezifisch hu­
mane Gestalt eröffnen. Das beginnt bei den ele­
mentaren Formen der familiären Strukturen und 
gipfelt in den Fragen letzter Sinnbeantwortung, 
in den Fragen der Religion. Kultur ist kein Akzi­
dens, sondern ein das Seinkönnen des Menschen 
von Grund auf bestimmendes und tragendes 
Existential. Es gibt nicht den Menschen als reines 
Naturwesen. Das aber bedeutet, erst Kultur als 
generelle und sich zugleich partikular darstellen­
de, unterschiedlich gelöste, geschichtlich ausfor­
mulierte Größe macht Menschsein konkret mög­
lich. Störungen im kulturellen Einbettungs- und 
Zuordnungsverhältnis werden somit zwangsläu­
fig als Bedrohung, als Identitätskrise bis hin zum 
Identitätsverlust erfahren. Das Problem mensch­
lichen Gelingens und Glückens erscheint offen­
sichtlich unablösbar mit dem Problem der kultu­
rellen Integration des Menschen verbunden und 
stellt sich so zugleich als ein qualifiziert ethisches 

Problem dar. In diesen übergreifenden Zusam­
menhang gehört unsere Ausländerfrage. Sie er­
weist sich als ein spezifischer Anwendungsfall 
des generellen Problems kultureller Integration 
überhaupt. 

Was bedeutet dies für den Christen? Welche Ant­
worten lassen sich für ihn aus dem Anspruch 
christlichen Glaubens gewinnen? Hierzu möchte 
ich anhand von drei Thesen eine Antwort zu ge­
ben versuchen. 

1) Der übergreifende Gesichtspunkt aller kultu­
rellen Integration ist nach christlichem Welt- und 
Menschenverständis die freie und universelle, 
den Menschen in seiner Würde unwiderruflich 
verbürgende Zuwendung Gottes selbst. Gottes 
Liebe ist universell und konkret zugleich. Als uni­
verselle gilt diese Zuwendung dem Menschen in 
seiner je konkreten kulturell-geschichtlichen Ver-
faßtheit. Die Beantwortung dieser Zuwendung 
besteht in der je und je aktualen Erfüllung des 
sich daraus ergebenden Liebesgebotes in der 
Universalität seines Anspruchs: »Liebet einan­
der wie ich euch geliebt habe« (Joh 13,34). 

2) Mit den freiheitlichen Rechtsordnungen der 
Neuzeit ist der Gedanke der Menschenwürde 
erstmals auch in seine politisch durchsetzbare 
Anspruchsgestalt gebracht worden. Dieser Vor­
gang steht in unablösbarem Zusammenhang mit 
der Emanzipation des Menschen in der Herauf-
kunft der technisch-wissenschaftlichen Kultur. 
Beides zusammen hat zugleich nachhaltig über­
kommene, damit nicht vereinbare Kulturmuster 
aufgebrochen und verändert. Kulturelle Desinte­
grationsprozesse waren und sind die zwangsläufi­
ge Folge. Sie rufen nach entsprechender Aufar­
beitung. 

3) Das Problem der Integration von Kulturfrem­
den erweist sich von daher als besonderer und in 
bestimmter Weise zugeschärfter Anwendungs­
fall dieses generellen, auf Transformation über­
kommener Kulturmuster und deren Einbindung 
in das neuzeitliche Bewußtsein drängenden Pro­
zesses. Seine Besonderheit ergibt sich aus dem 
stets neu auszutragenden Konflikt von prinzipiell 
universalem Menschenrechtsanspruch und dem 
dem eigenen Gemeinwohl verpflichteten Souve­
ränitätsvorbehalt des modernen Nationalstaates. 
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Gerade hier hat sich die christliche Liebe als Fer­
ment des Ausgleichs zu bewähren und ein mögli­
ches Schuldigwerden am Kulturfremden zu ver­
hindern. 

1. Die Universalität der Zuwendung Gottes als 
verbürgender Grund menschlicher Würde 

Die biblische Offenbarung sieht die generelle 
Würde des Menschen zunächst darin begründet, 
daß er als Bild Gottes geschaffen ist. Er ist dies -
so Thomas von Aquin - kraft seiner Vernunft und 
Freiheit. Das konstituiert ihn als Person und da­
mit als moralisches Subjekt in seiner Würde. Ein 
zweites, spezifisch heilsgeschichtliches Moment 
zeichnet sich auf dem Hintergrund der weiteren 
durch die Sünde gekennzeichneten Verfallsge­
schichte des Menschen mit der Erwählung Israels 
und seiner Herausführung aus der Sklaverei in 
Ägypten durch die Hand Gottes ab. Dieses Er-
wählungsvorrecht verpflichtet Israel zugleich zu 
einem neuen, von demselben Geist bestimmten 
Umgang mit dem Fremden. Die Schlüsselaus­
sage - Lev 19,33 - lautet: »Unterdrückt nicht die 
Fremden, die in eurem Land leben, sondern be­
handelt sie genau wie euresgleichen. Jeder von 
euch soll seinen fremden Mitbürger lieben wie 
sich selbst. Denkt daran, daß auch ihr in Ägypten 
Fremdlinge gewesen seid.« Das alttestament-
liche Gebot der Nächstenliebe wird auf eben die­
sem Hintergrund eigener, ursprünglich erfahre­
ner Heimatlosigkeit erstmals formuliert. Erst in 
der befreienden Botschaft Jesu wird dies dann in 
einen neuen universalen Begründungszusam­
menhang gerückt. Jesus hält zwar am Erwäh-
lungsvorrecht Israels fest, weitet aber den Erwäh-
lungsgedanken selbst auf den Menschen als sol­
chen aus: »Viele werden von Osten und Westen 
kommen und mit Abraham, Isaak und Jakob im 
Himmelreich zu Tische sitzen« (Mt 8,11). Das 
frühe Christentum entwickelt von hier aus eine 
universale Reich-Gottes-Bürger-Theologie, die 
alle kulturspezifischen Engführungen und Be-
sonderungen relativiert: »Da ist nicht mehr Jude 
noch Grieche, nicht mehr Sklave noch Freier, 
nicht mehr Mann noch Frau, denn ihr alle seid 
einer in Christus Jesus« (Gal 3,28). Dieser Uni­
versalitätsgedanke wird auch für das unmittel­
bare Gottesverhältnis bestimmend. So werden 

selbst die kulturspezifischen Bindungen an be­
sondere heilige Orte in Bezug auf die Gottesver­
ehrung entgrenzt. Dies findet seinen Ausdruck in 
dem Weisungswort Jesu in seinem Gespräch mit 
der Samariterin am Jakobsbrunnen: »Glaube 
mir Frau, die Stunde kommt, da ihr weder auf 
dem Berge dort (dem Garizim), noch in Jerusa­
lem den Vater anbeten werdet... Es kommt die 
Stunde, und sie ist schon da, in der die wahren 
Anbeter den Vater anbeten im Geist und in der 
Wahrheit... Gott ist Geist, und die ihn anbeten, 
müssen ihn anbeten im Geist und in der Wahr­
heit« (Jo 4, 21-24). Von hier aus muß sich alle 
naturale und kulturelle Partikularität, in die hin­
ein dieser Anspruch der Wahrheit der Liebe er­
geht, ohne daß sie damit auch schon schöpfungs­
theologisch ihre Eigenbedeutung verlöre, zu­
gleich auf ihre tatsächliche Vernunft hin über­
schreiten und sich daran messen lassen. Gott 
handelt universal und konkret zugleich. Entspre­
chend kann auch der Mensch im Aufgreifen der 
schöpferischen Liebeshaltung Gottes den Men­
schen als solchen nur lieben, wo er ihn in seiner 
konkreten geschichtlichen Not aufsucht, ent­
deckt und liebt. Erst so wird er ihm zugleich ge­
recht. Das Problem der Gerechtigkeit stellt sich 
theologisch sonach auf dieser entscheidenden 
Vermittlungsebene. 

Jeder Mensch ist, um hier einen Ausdruck Leo­
pold von Rankes zu variieren, »unmittelbar zu 
Gott« und eben deshalb auch unmittelbar zu je­
dem Menschen als Menschen. Zugleich ge­
schieht dies aber in Geschichte. Es bleibt dies 
epochal und individuell vermittelt und epochal 
und individuell einzulösen. Erst so wird die uni­
versale Forderung der Liebe: »Liebet einander, 
wie ich euch geliebt habe« zugleich zur Forde­
rung nach Gerechtigkeit, als ein sich in der Kon­
tingenz und Partikularität von Geschichte stel­
lender Anspruch. Das Reich Gottes ist nicht von 
dieser Welt, aber in dieser Welt. Das Heil trans-
zendiert Geschichte, aber es geschieht in ihr und 
im Hinblick auf sie. Erst darin erfahrt alle Kultur 
als schöpfungsgemäße Ausfaltung von Natur in 
ihrer geschichtlichen Kontingenz und Partikulari­
tät zugleich ihre Dignität, ihre theologische 
Rechtfertigung. Theologisch-ethisch betrachtet 
wird dann aber der durch Gottes universale Zu­
wendung in seiner Würde verbürgte Mensch der 
Würde des anderen, des Kulturfremden nur dort 
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auch als seinem Nächsten gerecht, wo er dessen 
Würde in ihren naturalen Voraussetzungen und 
geschichtlich-kulturellen Einbindungen gerecht 
wird. Eine geschichtslose Liebe und Respektie­
rung menschlicher Würde gibt es nicht; dies liefe 
der tatsächlichen Natur dieser Würde zuwider. 
Allenfalls könnte man dabei die eigenen, kultur­
spezifisch bedingten Entfaltungen im Verständ­
nis des universalen Anspruchs dieser Würde zur 
generellen Norm erheben und dem anderen, 
Kulturfremden, als Oktroi auferlegen. Gerade da­
mit aber würde man der Würde des anderen nicht 
gerecht. Weil auf diese Weise gebeugt und zer­
stört wäre, was den Kern dieser Würde ausmacht: 
seine menschliche Freiheit. 

2. Kulturelle Pluralität und Integration im An­
spruchshorizont einer am Gedanken der Men­
schenwürde orientierten Rechtsordnung 

Es gehört zu den unbestreitbaren Tatsachen der 
Gegenwart, daß die technisch-wissenschaftliche 
Kultur, wie sie in der europäischen Neuzeit her­
vorgebracht wurde, eine weltweite, expansive 
Kraft entfaltet hat und weiter entfaltet. Hier ge­
winnt ein in dieser Form bisher nie gegebenes, 
spezifisch rationales, auf Einheit angelegtes Be­
wußtsein Realität. Freilich ist damit zugleich ein 
Prozeß in Gang gesetzt, der die bisherige Ge­
schlossenheit von sich einander abhebenden 
Kulturen in ihren ethno-ökologischen Verwurze­
lungen und Ausprägungen aufbricht, eine un­
geahnte Fülle bewährter Lebensmuster relati­
viert, und so insgesamt wiederum neue, zu einem 
großen Teil noch längst nicht gelöste soziale, öko­
nomische und politische Probleme aufwirft. 

Nun läßt sich aber ebensowenig leugnen, daß die­
ser weltweite Ausgriff technisch-wissenschaft­
licher Kultur nicht einfachhin isoliert verläuft 
und als solcher keineswegs die einzige einheits-
stiftende Größe auf ein übergreifend neues 
Gesamtbewußtsein der Menschheit hin darstellt. 
Was sich vielmehr gleichermaßen und fast in Kor­
respondenz hierzu als nicht minder fundamen­
tale Wirkgröße abzeichnet, ist die Tatsache einer 
wachsenden Sensibilisierung für die Sache des 
Menschen als solchem. Gerade darin aber sieht 

sich die Menschheit zunehmend auf einen ethi­
schen Anspruch verwiesen, dem bei allen erlit­
tenen und gewiß wohl auch noch zu erleidenden 
Rückschlägen unbedingte Geltung. zukommt, 
nämlich jenem, der mit der Selbstzwecklichkeit 
und Unverfügbarkeit des Menschen als Person 
gegeben ist: Die Würde der menschlichen Person 
ist unantastbar! 

Es gehört zu den großen Leistungen Hegels, ge­
zeigt zu haben, daß die politische Durchsetzung 
und rechtliche Institutionalisierung des An­
spruchs menschlicher Freiheit und Würde zwei 
wesentliche geschichtliche Wurzeln hat. Die eine 
liegt in der geschichtlichen Rezeption und Wei­
terwirkung des griechischen Polisgedankens, die 
andere in der geschichtlichen Weiterwirkung und 
Ausfaltung der christlichen^ Sinndeutung des 
Menschen. Die Herkunftsgeschichte mensch­
licher Selbsttranszendenz und Freiheitserfah­
rung hebt nach Hegel mit der Heraufkunft der 
griechischen Polis an, weil in ihr - so Hegel - »erst 
das Bewußtsein der Freiheit aufgegangen ist«.1} 

Diese Einsicht findet in der Tat ihre stärkste Fun­
dierung in der aristotelischen Wesensbestim­
mung des Menschen als zoon politikon,2) die als 
solche keineswegs nur formale Charakterisierung 
der menschlichen Sozialnatur, etwa im Sinne des 
späteren »animal sociale«, sondern ausdrücklich 
davon abgehoben ethisch-politische Definition 
sein will: Der Mensch ist das Wesen, das zur Ver­
wirklichung seiner eigentlichen Natur auf die 
Polis als »Gemeinschaft der Freien« verwiesen 
ist.3) Erst in dieser, kraft des Logos möglichen 
und darin die Eudaimonia des einzelnen ermögli­
chenden Zusammenordnung von Freien kommt 
der Mensch zum aktualen Stande seines Mensch­
seins, gewinnt seine Praxis und sein »Leben 
unter Häusern und Geschlechtern« humanen 
Sinn.4) 

Freilich, weder Griechen noch Römer, um die 
Argumentation Hegels weiterzuführen, wußten 
anders, als daß nur »einige frei sind, nicht der 
Mensch als solcher«.5) Sie hatten Sklaven und 
diese »harte Knechtschaft des Menschlichen, des 
Humanen« nahmen sie als fraglose, moralisch 
unangefochtene Bedingung ihrer »schönen Frei­
heit«, die damit nur eine »zufallige, vergängliche 
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und beschränkte Blume« war.6) Demgegenüber 
kommt nach Hegel erst mit dem Christentum, als 
der »Religion der Freiheit«,7) mit der sich im »Tod 
Christi« die den Menschen zu sich selbst be­
freiende »Anschauung« der »absoluten Liebe 
selbst« bezeugt,8) die Wahrheit zum Durchbruch, 
daß die »Idee der Freiheit« als »Bewußtsein der 
Freiheit^ des Menschen »eigenste Natur« ist.10) 

»Daß also der Mensch als Mensch frei ist und daß 
so alle als frei zu gelten haben.« n ) Dieses Bewußt­
sein aber, daß der Mensch als Menschfrei ist, wird 
mit der geschichtlichen Schwelle der Neuzeit und 
ihrer Emanzipationen zum institutionalisierten 
Prinzip ethisch-politischer Ordnungen, zu einem 
Prinzip, das erst als solches den Menschen nun 
auch in das Rechtjener Freiheit einsetzt, die ihn je 
tragenden sozial-kulturellen Normierungen aus 
der Vernunft seines eigenen humanen Sein­
könnens so zu gestalten, daß er darin mehr und 
mehr zum Stande seines Menschseins gelangt.12) 

Eben darin aber zeichnet sich zugleich der Über­
stieg zu einem Ethos ab, dem - und zwar jetzt 
weithin unabhängig von seinen geschichtlichen 
Prämissen - die Chance innewohnt, »die sittliche 
Kommunikation aller personalen Vernunft« zu 
ermöglichen und so zu einem rahmengebenden 
»Gesamtethos« zu werden.13) Wolfgang Kluxen 
charakterisiert es näherhin als ein wesenhaft 
»offenes Gesamtethos«, insofern der mit ihm gel­
tend gemachte Anspruch, auf den hin es mensch­
liches Sein und Seinkönnen handlungsbestim­
mend auslegt, nämlich das als »Vernunft in 
Natur« zu wahrende und zur Entfaltung zu brin­
gende Personsein des Menschen, darin zugleich 
eine Fülle menschlich sinnvoller Einlösungs­
möglichkeiten und Verwirklichungsformen zu­
läßt und zu integrieren vermag. Hier liegt die ihm 
eigene Überlegenheit gegenüber jedem 
»geschlossenen« Ethos, »weil es« - so Kluxen -
»mehr an Möglichkeiten menschlichen Gutseins 
frei gibt; weil es vorgegebene Traditionen in sich 
aufnehmen und in seiner Identität versammeln 
kann; weil es seine Identität in Veränderungen 
festhalten, also nicht nur Geschichte haben, son­
dern geschichtlich existieren kann, weil in ihm 
Neuentwürfe möglich sind, die ungeahnte Mög­
lichkeiten menschlichen Gutseins eröffnen kön­
nen; weil es zukunftsfahig ist und als Mensch­
heitsethos möglich.«14) 

Andererseits schafft es aber auch in Bezug auf 
überkommene und eingefahrene Kulturmuster, 
die sich unter früher gegebenen Voraussetzun­
gen bewährt hatten, gegebenenfalls eminente 
Probleme. Nicht jede kulturspezifische Ausfor­
mung ist mit einem solch offenen Gesamtethos 
vereinbar. Unsere eigenen Emanzipationspro­
zesse in der Neuzeit sind faktisch weitgehend 
Transformations- und Anpassungsprozesse von 
bisher geschlossenen Ethoslösungen auf diese 
sich neu auslegende Gesamtsituation hin. In die­
sem Kontext wird man in nicht wenigem den viel 
beschworenen »Verfall der Sitten« sehen müs­
sen: Wandlungen im Verständnis der Ehe und 
Sexualität, der Stellung der Frau, der Autoritäts­
strukturen der Familie, der Kompetenz religiöser 
Instanzen und Institutionen im Bezug auf die 
Regulierung konkreter sozialer Lebensprozesse 
und die sich daraus ergebende differenziertere 
Sicht des Zuordnungsverhältnisses von Recht 
und Sittlichkeit überhaupt. Ferner der generelle 
Bedeutungszuwachs der Wissenschaft als 
»Instanz bestimmter Sachkompetenz«15) sowie 
die aus deren Anwendung in der Technik resul­
tierenden lebensbedeutsamen Sachzwänge, - all 
dies wirkt sich nicht gerade stützend und bewah­
rend auf partikular strukturierte, geschlossene 
Ethosformationen und Lebensentwürfe aus. 
Noch stärker und unmittelbarer schlägt dies in 
der von der Expansion der technisch-wissen­
schaftlichen Kultur eingeholten Dritten Welt 
durch. Die kulturelle Desintegration wird hier 
noch sehr viel plötzlicher und tiefer erfahren. 
Auch wenn man davon ausgehen darf, daß dies 
nicht auf schlechthinnige Nivellierung der kultu­
rellen Vielfalt hinausläuft, daß es also auf Zukunft 
hin den meisten Kulturen gelingen wird, ohne 
Preisgabe und Verlust ihrer Eigenart und Beson­
derheit zumindest in ihrer Substanz sich diesem 
offenen, vom Gedanken der Menschenwürde ge­
tragenen und zugleich von der Rationalität eines 
technisch-wissenschaftlichen Bewußtseins ge­
prägten Gesamtethos zu integrieren. Bleibt doch 
das, was Entfaltung des Humanen meint, seinem 
Wesen nach nicht eindimensional bestimmbar. 
Der Begriff einer allen Menschen gleichermaßen 
zukommenden »Würde« setzt zunächst nur eine 
negative Grenze. Ihre tatsächliche Einlösung be­
deutet zugleich Einbringung der je eigenen ge­
schichtlich gewachsenen kulturellen Sinnbestän­
de, bedeutet aber zugleich auch das Wagnis auf je 
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neue, noch unerschlossene Möglichkeiten des 
Menschseins hin. Der Mensch ist das Wesen des 
Entwurfs. Was menschliche Würde positiv bedeu­
tet, läßt sich sonach von keiner Gegenwart end­
gültig einholen, sondern bleibt immer auch auf 
den kommenden Menschen, auf das Morgen, auf 
die noch nicht erreichte Vernunft des uns in 
Wahrheit Möglichen hin ausgelegt. Insofern ist 
der Begriff der Würde des Menschen zugleich ein 
zukunftsoffener und ein chancenoffener, sich auf 
plurale Möglichkeiten hin auslegender Begriff. 
In eben diesem grundlegenden Gesamtkontext 
muß jetzt aber auch das besondere Problem des 
Kulturfremden, des Fremd- und Gastarbeiters, 
des Ausländers in unserer eigenen Gesellschaft 
als ein spezifisch zugeschärfter Anwendungsfall 
gesehen werden. 

3. Einige generelle ethische Kriterien in Bezug 
auf die kulturelle Integration von Ausländern 

Was nun macht die Situation des kulturfremden 
Ausländers zu einem spezifisch zugeschärften 
Anwendungsfall der generellen Integrationspro­
blematik geschlossener Ethos- und Kulturforma­
tionen in das offene, neuzeitliche Gesamtethos? 
Das besondere Problem liegt schlicht darin, daß 
hier nicht nur ein fremdes und zugleich attrakti­
ves weltübergreifendes Kulturmuster die eigene 
partikulare Kultur erfaßt, in seinen Sog zieht, und 
sich so gleichsam das eine dem anderen funktio­
nal anverwandeln muß, sondern daß sich hier 
eine bestimmte Gruppe von Menschen mit ihrer 
eigenen kulturellen Verhaltensprägung und Vor­
stellungswelt unmittelbar in einer ihr fremden, 
durch andere kulturelle Voraussetzungen be­
stimmten Gesellschaft erfahrt, von der ein unmit­
telbarer auf Veränderung des eigenen Verhaltens 
gerichteter sozialer Erwartungsdruck ausgeht. 
Die Brisanz liegt offensichtlich also darin, daß 
hier Anpassungsleistungen von einer sich mit 
einem bestimmten Kulturmuster identifizieren­
den Gruppe als Gruppe gefordert sind. Die in die­
sem Zusammenhang entwickelten Strategien 
können sich dabei sehr unterschiedlich gestalten. 
Dies hängt zunächst wesentlich davon ab, wie­
weit das betreffende Land die Aufnahme von 
Ausländern als einen zeitlich befristeten Vorgang 
betrachtet, sich also nurmehr als »Anwerbeland« 

versteht oder aber, ob es sich als ein genuines 
»Einwanderungsland« darbietet, das zuziehen­
den Fremden von vornherein eine neue endgül­
tige Heimat ermöglichen will. Entsprechendes 
muß dann auch in Bezug auf die Intention der 
Zuziehenden selbst in Rechnung gestellt werden. 
Je nach Ausgangslage und dem Verlauf ihrer je­
weiligen Verweilinteressen ergeben sich die 
Gruppen der Rückkehrwilligen, der Bleibewilli­
gen und der Unentschlossenen. Dies wiederum 
hat Konsequenzen für die jeweilige Integrations­
bereitschaft. Dabei kann die Spannweite der In-
tegrabilität im einzelnen von der Ghettoisierung 
nicht nur des Privaten, sondern auch des inter-
aktionell Sozialen bei gleichzeitig formeller öko­
nomischer und rechtlicher Angepaßtheit über 
Formen soziokulturell offener Kommunikation 
unter Wahrung der kulturellen Eigenwelt bis hin 
zu vollständiger Assimilierung reichen. In jedem 
Falle erscheint also ein Mindestmaß an Integra-
tionsfahigkeit und -bereitschaft geboten, und 
zwar sowohl von seiten der Fremden als auch von 
Seiten der Einheimischen. Als solche erweist sie 
sich als die immer neu zu bestehende Bewäh­
rungsprobe, als Testfall einer sich pluralistisch 
auslegenden freiheitlichen Gesellschaft. Dabei 
sind vielfach beiderseits erhebliche Berührungs­
ängste zu überwinden. Gefordert bleiben Empa-
thie und Ambiguitätstoleranz. Der Gedanke der 
Menschenwürde läßt sich gewiß nicht mehr aus 
dem Bewußtsein unserer Gesellschaft verban­
nen. Dennoch bleibt er in seiner erhabenen Ab­
straktheit für sich allein nicht zureichend, solange 
nicht zugleich konkrete Prozesse der Einfühlung, 
des Verstehens und des Austausches zwischen 
den ethnisch jeweils anderen mit ihm Hand in 
Hand gehen. Dies schließt aber zugleich auch 
kognitive Prozesse im Umgang mit der Anders-
heit des anderen ein. Das bedeutet zugleich Lern-
und Korrekturoffenheit auch gegenüber der eige­
nen kulturellen Herkunft und Tradition. Hier läßt 
sich eine unmittelbare Parallele etwa im Verhält­
nis der Konfessionen zueinander anführen. Seit 
wann gibt es Ökumene? Seit der Freigabe der kri­
tischen Vernunft im Umgang mit der eigenen 
Tradition! Der Preis für Offenheit ist immer auch 
ein Stück eigener Veränderung. Als die eigentlich 
gefahrlichen Außenseiter müssen demgegen­
über jene angesehen werden, die diese Lernpro­
zesse bekämpfen. Ich erinnere hier nur an einen 
Wahlslogan der NPD: »Damit Bayern deutsch 
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bleibt - Ausländer stop!« Hier liegt der Appell 
zur Ghettoisierung auch der eigenen kulturellen 
Existenz. Radikale kulturelle und ethnische 
Ghettoisierung ist immer auch Ghettoisierung 
der Wahrheit über den Menschen. Ideologische 
Verblendung, die die Wahrheit über den Men­
schen nur in den Lösungen der eigenen Kultur zu 
finden glaubt, hintertreibt die Aufklärung über 
diese Wahrheit selbst. Denn jedes Ethos birgt 
zugleich einen unverwechselbaren, nicht aus­
tauschbaren Bestand an Vernunft. Menschlicher 
Fortschritt geschieht nicht eindimensional. Erst 
in der Pluralität der Ethosformen der einzelnen 
wie der Gruppen und Gesellschaften kommt der 
tatsächliche Reichtum menschlichen Seinkön­
nens zum Tragen. Nichts ist für den humanen 
Fortschritt gefahrlicher als die Anmaßung, die 
Wahrheit über den Menschen nurmehr im eige­
nen nationalen oder auch religiösen Kultur- und 
Sittenpark finden zu können. Kulturelle Integra­
tion impliziert zwar immer auch Wahrung des 
eigenen Selbstandes, des eigenen kulturellen Ge­
wichts, zugleich aber auch Wahrung des Respekts 
und des korrekturoffenen Verstehens gegenüber 
dem des anderen und des Lernens von ihm. 

Hier gilt das wegweisende Wort der Würzburger 
Synode über den Umgang mit den Fremden in 
ihrem Beschluß über ausländische Arbeitneh­
mer: »Christliche Diakonie zielt, dem Willen 
Gottes entsprechend, auf die Lebensfulle des 
Menschen und auf eine menschlichere und brü­
derlichere Welt, auch wenn eine volle Überwin­
dung der Not in dieser Welt nie möglich ist. Sie 
bezeugt und deutet zugleich die Wahrheit aller, 
auch über die Kirche hinaus, unverkürzt gelebten 
Humanität.«16) 

Freilich, mit all dem sind wir immer noch nicht zu 
jenem Kern des Problems vorgestoßen, der die 
Frage nach der Notwendigkeit der kulturellen 
Integration von Ausländern faktisch für uns über­
haupt erst hat entstehen lassen. Das aber ist in 
Wahrheit keine kulturelle sondern eine ökonomi­
sche Frage. Wir sind es, die Ausländer zu Millio­
nen angeworben und gerufen haben, und zwar 
nicht in der Absicht, mit ihnen Kulturaustausch 
zu pflegen, sondern aus beschäftigungspoliti­
schem, marktorientiertem Interesse, um unseren 
wirtschaftlichen Wohlstand zu mehren. Erst da­

mit aber sahen wir uns im Nachhinein zuneh­
mend auch vor das Problem ihrer kulturellen In­
tegration gestellt. »Wir riefen Arbeitskräfte, und 
es kamen Menschen.« Mit diesen wenigen Wor­
ten ist die Verantwortung umschrieben, die wir 
uns aufgelastet haben. In Wahrheit ist uns die 
Notwendigkeit einer Einlösung dieser Verant­
wortung freilich erst von dem Zeitpunkt an voll 
bewußt geworden, als sich die wirtschaftliche 
Lage mit der ersten Ölkrise 1973 bereits wieder zu 
wenden begann und auf Grund der einsetzenden 
Rezession das Interesse an der Beschäftigung 
und damit die Bereitwilligkeit zu einer den Be­
dürfnissen und Wünschen der ausländischen Ar­
beitnehmer entgegenkommenden Politik bereits 
rückläufig war. Immerhin fiel die erste große weg­
weisende sozialethische Stellungnahme zu die­
sem Problem überhaupt, der genannte Beschluß 
der Würzburger Synode »Der ausländische Ar­
beitnehmer - eine Frage an Kirche und Gesell­
schaft« genau in diese Zeit. 

Man wird also generell fragen müssen, ob die 
Bereitschaft zu kultureller Integration von Aus­
ländern nicht vor allem anderen ein handfestes 
Interesse an deren ökonomischer Integration 
voraussetzt. Fremdenangst und Fremdenhaß 
kommen schwerlich auf, solange man den Frem­
den als willkommenen Helfer erfahrt. Kulturelle 
Integration versteht sich da mehr oder weniger 
von selbst. Zumindest bereitet sie dem Gastge­
ber keine nennenswerte Not. Er fühlt sich durch 
die Anwesenheit des Ausländers nicht einge­
schränkt, sondern eher bereichert. Er erfahrt ihn 
nicht als Konkurrenten. Dies alles schlägt um mit 
dem Wandel der wirtschaftlichen Möglichkeit-
ten. Die Anwesenheit der Millionen Fremden 
wird plötzlich als Bedrohung erfahren. Das Emp­
finden für ihre kulturelle Andersheit wird erst 
jetzt voll bewußt und verstärkt sich zum Eindruck 
ihrer kulturellen Nichtintegrabilität als Alibi zur 
Rechtfertigung und Sicherung der eigenen wirt­
schaftlichen Interessen. 

Damit aber wird man zunächst generell fragen 
müssen: Haben wir es nicht im Prinzip falsch ge­
macht, daß wir uns diese Situation überhaupt ge­
schaffen haben? Oswald von Nell-Breuning geht 
in einem bemerkenswerten Aufsatz auf diese 
Frage ein: »Es gibt einen ganz einfachen Vor-
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schlag«, so meint er, »der alle Belastungen aus­
räumen würde: nicht die Menschen zu den 
Arbeitsplätzen holen, sondern die Arbeitsplätze 
zu den Menschen bringen. In der Tat blieben auf 
diese Weise nicht nur uns, sondern vor allem den 
betroffenen Menschen selbst alle Ungelegenhei-
ten erspart. Für die Vergangenheit ist diese 
Erkenntnis ohne Interesse; das Geschehene läßt 
sich nicht rückgängig machen und die Folgen des 
einmal Geschehenen müssen von allen Betroffe­
nen getragen werden. Aber für Gegenwart und 
Zukunft bleibt die Frage bestehen, ob wir nicht 
künftig diesen anderen Weg gehen sollten, also 
Arbeitsgelegenheit dorthin bringen, wo arbeits­
fähige und arbeitswillige Menschen nach Ar­
beitsgelegenheiten suchen, dort Arbeitsstätten 
errichten und mit Arbeitsmitteln ausstatten, in 
der üblichen Sprechweise nicht die Arbeit zum 
Kapital, sondern das Kapital zur Arbeit 
bringen.«17) 

So sehr der Gedanke im Prinzip einleuchtet und 
als ethische Forderung überzeugt, so bleibt doch 
die Frage nach den faktischen Bedingungen und 
Grenzen seiner Durchführbarkeit. Nell-Breu-
ning weist in diesem Zusammenhang selbst auf 
die außerordentliche Schwierigkeit in der indu­
striellen Erschließung wirtschaftlicher Problem­
gebiete etwa schon in den Grenzgebieten zur 
DDR in unserem eigenen Land oder im Süden 
unseres Nachbarlandes Italien hin. Die Erfolge 
nehmen sich im Vergleich zu den aufgewendeten 
Mitteln mehr als bescheiden aus. Das Programm, 
Kapital zur Arbeit zu bringen statt die Arbeit zum 
Kapital, muß sonach zwar Zielgebot bleiben, läßt 
sich aber nur langfristig und auch dann nur fall­
weise verwirklichen. Wie schwierig die Dinge tat­
sächlich liegen, zeigt sich vielleicht noch deutli­
cher im Blick auf die Entwicklungsländer der 
Dritten Welt. Hier entstehen mit dem Übergrei­
fen der technisch-wissenschaftlichen Kultur auf 
diese Länder und dem daraus resultierenden im­
mensen Bevölkerungswachstum sowie der Zer­
schlagung der Einfachtechnologien und der da­
mit verbundenen Landflucht riesige Städte. Seit 
Beginn des 19. Jahrhunderts nahm die Groß­
stadtbevölkerung der Welt im Vergleich bereits 
zwölfmal stärker zu als die Weltbevölkerung. In 
der ferneren Zukunft wird eine Entwicklung er­
wartet, bei der vielleicht 80% der Menschheit in 
Städten oder stadtähnlichen Gebilden von zum 
Teil ungeheuren Ausmaßen leben werden.18) 

In der Tat, daneben nehmen sich unsere Proble­
me geradezu als Bagatellangelegenheiten aus. 
Eine Wende zum Besseren erscheint hier nur 
unter der Voraussetzung einer planmäßig fort­
schreitenden, sich global weiterentwickelnden 
technisch-wissenschaftlichen Kultur und einer 
sich entsprechend strukturierenden, zu neuen 
Ausgleichsformen führenden Weltwirtschafts­
ordnung möglich. Doch damit sind bereits wie­
der Fragen angesprochen, die über die von uns 
hier unmittelbar aufzuarbeitenden Probleme 
hinausführen, wenngleich die Frage der sozialen 
Integration von Ausländern letztlich auch auf 
diesem generellen Hintergrund weltweiter öko­
nomischer Ungleichgewichte gesehen werden 
muß und so gleichsam für uns selbst zum Testfall 
jener Herausforderung wird, vor die sich die Welt 
als Ganze gestellt sieht. 

Das Besondere unserer Problematik ergibt sich 
daraus, daß die generellen, aus dem Anspruch 
der Menschenwürde fließenden und damit je­
dem einzelnen als Menschen zukommenden 
Rechte ihre jeweilige Realität erst in und durch 
entsprechende positive staatlich-rechtliche Insti­
tutionen finden können. Eben diese aber sind 
durch den in seiner Souveränität auf das eigene 
Gebiet begrenzten und darin zugleich vor allem 
dem eigenen Gemeinwohl verpflichteten jeweili­
gen Staat gesetzt. Das aber bedeutet: Dem Staat 
kommt nicht nur das Recht, sondern auch die 
Pflicht zu, den Zuzug von Ausländern auf sein 
Hoheitsgebiet sozialverantwortlich zu steuern. 
Die Umsetzung von Menschenrechtsansprüchen 
in politische Ansprüche geschieht sonach im 
Rahmen der regionalen Kompetenz staatlicher 
Souveränität. Dabei wird der Staat diesen An­
sprüchen umso stärker Rechnung zu tragen su­
chen, je entschiedener er sich selbst in seinem 
Grundlagenverständnis vom Gedanken der 
Menschenwürde her bestimmt und entwirft. Von 
daher weiß er sich etwa in Wahrung seiner eige­
nen moralischen Identität gerade jenen gegen­
über verpflichtet, die sich als politisch Verfolgte in 
ihrem Heimatland aller Rechte beraubt sehen 
und um Asyl bitten. Insofern ist das Asylrecht 
unverzichtbarer Bestandteil eines jeden Staates, 
der sich zu einer freiheitlichen Rechtsordnung 
bekennt. 
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Im Prinzip muß eben diese Selbstverpflichtung 
des freiheitlichen Staates auch in jenen Rechts­
gestaltungen zum Tragen kommen, mit denen 
die Bedingungen der Anwerbung, des Zuzugs, 
des Aufenthalts und der sozialen Integration von 
Ausländern generell geregelt werden. Auslän­
derpolitik, mag sie auch primär in ökonomischen 
Interessen ihren Ursprung und Impuls haben, 
muß zugleich Menschenrechtspolitik sein. Aus­
länder sind Menschen wie Inländer. Hier offen­
bart sich freilich ein grundsätzliches Dilemma, in 
das der freiheitliche Staat mit seiner sowohl auf 
das generelle Menschenrecht als auch auf das 
eigene Gemeinwohl hingeordneten Doppelver­
pflichtung unausweichlich gerät, und das er nicht, 
ohne der einen oder anderen Abbruch zu tun, 
aufzulösen vermag. Müssen doch nicht nur die 
basalen politischen Freiheitsansprüche zu den 
elementaren Menschenrechten gezählt werden, 
sondern ebenso auch jene grundlegenden ökono­
mischen Ansprüche, ohne deren Erfüllung ein 
menschenwürdiges Dasein nicht zu denken ist. 
Ökonomische Unterprivilegierung, gar ein Le­
ben am Rande des Hungertodes, und dies gilt 
heute für hunderte Millionen, lassen für die wohl­
habenden Nationen im Prinzip keine Gewissens­
entlastung zu und bleiben ein ständiger Appell 
an ihre Menschenrechtsverpflichtung. 

Wenn also die hoch funktionsfähigen Industrie­
nationen dennoch ihre Grenzen für Zuzugswil­
lige nicht beliebig öffnen können, so läßt sich dies 
ethisch nur damit rechtfertigen, daß auf eben die­
ser Funktionsfahigkeit nicht nur die Vorausset­
zung für das Wohl der eigenen Gesellschaft be­
ruht, sondern daß sie darin mittelbar auch eine 
unabdingbare Voraussetzung für jede weiterrei­
chende transnationale Entwicklungshilfe dar­
stellt. Umso entschiedener muß dieser Aspekt 
wirtschaftlicher Entwicklungspolitik das Gesamt 
der eigenen volkswirtschaftlichen Zielsetzungen 
mitbestimmen. 

Sind nun aber umgekehrt bereits Schritte getan 
worden, die Ausländern ohne vorausgehende re­
striktive Auflagen Arbeit und Existenzrecht im 
eigenen Land gewähren, so entstehen daraus 
sehr viel unmittelbarere Verpflichtungen, die 
nicht mehr auf jene allgemeinen Grenzsetzun­
gen zurückgenommen werden können, sondern 
sich dahin auslegen müssen, den Aufgenomme­

nen die Möglichkeit zu voller Einbürgerung und 
Integration zuzuerkennen. Dazu zählt aber vor 
allem auch eine entsprechende humanitäre Re­
gelung der aus Ehe- und Familienbeziehungen 
erwachsenden natürlichen Bindungen. Gerade 
diese elementaren Zusammenhänge geraten bei 
einer dominant arbeitsmarktpolitischen Sicht­
weise nur allzu leicht aus dem Blick. Nicht ohne 
Grund hat deshalb die Kirche immer wieder 
darauf verwiesen, daß es hier letztlich um Men­
schenrechtsansprüche geht. So noch die deut­
schen Bischöfe in ihren Forderungen vom 
23.6.1982: »Ehegatten haben das Recht zusam­
menzuleben. Dies gilt auch für die ausländischen 
Arbeitnehmer. Es widerspricht diesem Recht, 
wenn neuverheirateten Ehegatten der Nachzug 
aus dem Heimatland erst nach einem oder drei 
Jahren gestattet wird. Eltern haben das Recht, 
ihre Kinder zu erziehen, und Kinder haben einen 
Anspruch, in der Familie ihrer Eltern zu leben. 
Das gilt nicht nur für Kinder unter sechs Jahren, 
sondern auch für heranwachsende Kinder. Diese 
Rechte dürfen aus ideologischen, wirtschaftli­
chen oder politischen Gründen nicht einge­
schränkt werden.«19) 

Hier wird der Staat in der Tat zu vernünftig hand­
habbaren rechtlichen Lösungen kommen müs­
sen, die ungerechtfertigte Härten gar nicht erst 
entstehen lassen, aber ebenso auch möglichem 
Mißbrauch wehren. In diesem Zusammenhang 
ist insbesondere auf die unterschiedlichen recht­
lichen Regelungen in den einzelnen Bundeslän­
dern für den Nachzug von Ehegatten der zweiten 
Generation hinzuweisen. So kennt das Land Hes­
sen keinerlei Nachzugsfrist, während die Länder 
Bayern und Baden-Württemberg einen Nachzug 
des Ehegatten aus dem betreffenden Heimatland 
erst dann gestatten, wenn die Ehe bereits drei 
Jahre besteht. Die übrigen Länder haben dem­
gegenüber eine einjährige Nachzugsfrist vorgese­
hen. Solche offenkundige Rechtsungleichheit, 
die im Grunde bereits Bürger- und Menschen­
rechtsfragen berührt, schafft zwangsläufig Kon­
fliktpotentiale, die darüberhinaus durch die im­
mer wieder neu auflebende Diskussion um noch 
restriktivere Fassungen und Handhabungen des 
Ausländerrechts zusätzlich verschärft werden. Es 
besteht kein Zweifel, daß die Uneinheitlichkeit 
der Rechtslage und die Unsicherheit über den 
Fortgang ihrer Entwicklung für die gegenwärti-
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gen Spannungen wesentlich mitverantwortlich 
sind. Von einer gravierenden Ausländerfeindlich­
keit in der Bundesrepublik kann gewiß noch 
nicht die Rede sein, jedoch besteht die Gefahr, 
daß eine solche auf diese Weise herbeigeredet 
wird und zu entsprechenden aggressiv-polemisch 
ausgerichteten Solidarisierungs- und Fundamen-
talisierungseffekten auf seiten der Ausländer 
führt. In diesem Zusammenhang sollte man auch 
nicht immer wieder einseitig auf im Einzelfall 
gegebene Möglichkeiten des Mißbrauchs be­
stimmter geltender Gesetze durch Ausländer in­
sistieren, auf Mißbrauchsmöglichkeiten des 
Asylrechts, des Elternrechts oder des Eherechts 
(Scheinehe). Abusus non tollit usum. Die Ver­
nunft und Effektivität von Rechtsordnungen 
wird nicht schon dadurch außer Kraft gesetzt, daß 
sie im Einzelfall mißbraucht und unterlaufen 
werden können. Im übrigen ist Unterschleif kein 
Privileg der Ausländer. Generell wird man so­
nach sagen müssen, daß unser Ausländerrecht in 
einigen wesentlichen Punkten entschieden ver­
besserungsbedürftig ist, soll es dem auch mit ihm 
geltend zu machenden Anspruch des Humanen 
gerecht werden. Die Zielrichtung einer entspre­
chenden Reform dürfte offensichtlich eher in 
einem Weniger als in einem Mehr an Reglemen­
tierung liegen. Schon rein von der Zahl der mög­
lichen weiter hinzukommenden Ausländer her 
erscheinen die gegebenenfalls noch auf uns zu­
kommenden Probleme durchaus überschaubar. 

Solch rechtliche Abklärungen genügen jedoch 
für sich alleine noch nicht. Der Menschenrechts­
gedanke verpflichtet zugleich auch zu unmittel­
barer sozialer Akzeptanz des Fremden. Eben das 
aber bleibt eine generelle gesellschaftliche Auf­
gabe, die allen an der öffentlichen Bewußtseins­
bildung beteiligten Instanzen zufallt, um vorhan­

dene Vorurteile abbauen zu helfen. Dies betrifft 
insbesondere die in wirtschaftlichen Krisenzeiten 
aufbrechende Diskussion um die Arbeitsplätze. 
Es bleibt in diesem Zusammenhang daraufhin­
zuweisen, daß die ausländischen Arbeitnehmer 
durch ihre Arbeit wesentlich zum wirtschaftli­
chen Fortschritt beigetragen haben und dabei 
nicht selten auch bereit waren, Positionen zu 
übernehmen, für die sich Deutsche nur noch 
schwer fanden. Darüber hinaus haben sie mit ih­
rer inzwischen auf rund 4,5 Millionen angewach­
senen Zahl nicht zuletzt als Verbraucher allein 
schon durch ihre Kaufkraft eine erhebliche Zahl 
von zusätzlichen Arbeitsplätzen auch für Deut­
sche geschaffen und erhalten.20) Das andere be­
trifft den notwendigen Abbau noch vorhandener 
und auf dem generellen Hintergrund der wirt­
schaftlichen Krisensituation zugleich stärker ins 
Bewußtsein tretender kulturspezifischer Polari­
sierungen. Pauschalierende, abschätzige Kenn­
zeichnungen lassen dabei nur allzu leicht ganze 
Volksgruppen in eine negative, fast schon mora­
lisch verdächtige Außenseiterposition rücken. 
Die »Kanaken« assoziieren Nähe zur Kriminali­
tät, auch wenn sich in Wahrheit unter Ausländern 
keine höhere Kriminalitätsrate erkennen läßt als 
unter Deutschen, die in vergleichbaren Verhält­
nissen leben. 

Wir sehen, die Lage der ausländischen Arbeit­
nehmer bleibt eine ernste, schwer auf unserem 
Gewissen lastende, weithin ungelöste Frage. Wir 
müssen lernen, daß jede ökonomische Inan­
spruchnahme zugleich den Anspruch auf kultu­
relle Integration einschließt. Dies entspricht der 
Forderung jener Gerechtigkeit, die den Fremden 
nicht als Sache gebraucht, sondern als Nächsten 
annimmt. 
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